
Kampfum 

Strommasten 
spitzt sich zu 
Alle brauchen mehr Strom. Aber 

niemand will eine Stromleitung. 

Jetzt möchten Energiepolitiker 

Einsprachemöglichkeiten kappen ns 
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Leukerbad ist in Aufruhr. Weil die 
Netzwerkgesellschaft Swissgrid 
die Spannung auf der Gemmi- 
leitungtestweise von 220 auf 380 
Kilovolt erhöht hat, knistert es in 
der Luft im Walliser Skiort. Fast 
ein bisschen unheimlich sei das, 
sagte der Gemeindepräsident am 
Radio. «Man hört es extrem.» 

Die Diskussion um den Test- 
betrieb ist nur ein Vorgeschmack 
auf das, was noch kommen wird: 
Will die Schweiz den Ausstiegaus 
der Kernenergie schaffen und 
gleichzeitig das Netto-Null-Ziel 
erreichen, braucht sie bis 2050 
rund einen Drittel mehr Strom. So 
hat es das Bundesamt für Energie 
(BfE) letzten November berech- 
net. Mit der Energiewende einher 
geht die Dezentralisierung der 
Produktion: Alpentäler werden 
zu Solar- und Windparks, Haus- 
dächer zu Kraftwerken. Und das 
hat auch Auswirkungen auf das 
Stromnetz. 

Allein das Verteilnetz muss bis 
2050 um 20 bis 50 Prozent ausge- 
baut werden, wie eine Studie des 
BfE zeigt. Und auch beim Hoch- 
spannungsnetz, dem sogenann- 
ten Übertragungsnetz, braucht 
es Anpassungen: Bis 2025 will 
Swissgrid dort die Spannung flä- 
chendeckend von 220 auf 380 
Kilovolt erhöhen, um so den 

Strom besser und schneller trans- 
portieren zu können. Das sei not- 
wendig, damit die Versorgungs- 
Sicherheit langfristig gewährleis- 
tetist. «Wir müssen von Kantons- 
Strassen auf Autobahnen wech- 
seln», beschreibt BfE-Sprecherin 
Marianne Zünd den Plan. 

Politik macht Druck 

Das Problem ist nur: Die Bevöl- 
kerung will keine Strom-Auto- 
bahnen. Im Gegensatz zu einem 
neuen Solarpark in einem ver- 
lassenen Alpental betrifft eine 
Stromleitung die Menschen dort, 
wosie wohnen. So wiein Leuker- 
bad, wo die Masten mitten im 
Dorf und auf der Skipiste stehen. 
Und das weckt Widerstand. 

370 Einsprachen gegen den 
Kapazitätsausbau der Gemmi- 
leitung gingen ursprünglich ein. 
Drei Beschwerden sind bis heute 
vor Bundesverwaltungsgericht 
hängig. Der Entscheid wird bis 
Ende 2023 erwartet, sieben Jahre 
nach Bekanntgabe des Projekts. 
Und die Gemmileitung ist kein 
Einzelfall: Praktisch überall, wo 
Swissgrid neue oder höhere Mas- 
ten plant, stossen die Pläne auf 
Widerstand. 12 bis 15 Jahre verge- 
hen in der Schweiz im Schnitt, bis 
eine neue Leitung gebaut oder 
eine bestehende ausgebaut ist. 
Um es mit den Worten von Zünd 
zu sagen: «Alle wollen genügend 

Umstrittene Überland- 
leitungen: Nun lanclert die 
Netzbetreiberin Swissgrid 
eine Imagekampagne. 
(Schenkon, 7. Februar 2022) 

lesierse 

wende 

Strom, aber niemand eine Lei- 
tung vor der Tür.» 

Nun werden Stimmen laut, die 
den Widerstand gegen die Leitun- 
gen einschränken wollen: «Ver- 
fahrensbeschleunigungen sind 
notwendig, damit der Netzaus- 
bau realisiert werden kann», sagt 
der Präsident der Eidgenössi- 
schen Elektrizitätskommission, 
Werner Luginbühl. Und erst am 
Freitag hat sich auch die Energie- 
kommission des Ständerats mit 
dem schleppenden Ausbau des 
Stromnetzes befasst. 

Der Walliser Energiepolitiker 
Beat Rieder will mit auf Verweis 
auf das Kommissionsgeheimnis 
nicht näher auf die Diskussion 
eingehen. Für ihn steht aber fest, 
dass es schneller vorwärtsgehen 
muss. «Wir müssen auch beim 
Netzausbau die Einsprachem 
lichkeiten einschränken, damit 
die Verfahren schneller abge- 
schlossen werden können», sagt 
er. «Sonst laufen all die Initiativen 
für den Ausbau der Produktion 
ins Leere.» Er erwarte deshalb, 
dass auch der Netzausbau Teil 
sein werde der Beschleunigungs- 
vorlage, die das BfE ausarbeitet. 
«Wenn die Verwaltung dies nicht 
von sich aus vorschlägt, werden 
wir im Parlament nachbessern 
müssen. Produktion und Netz 
müssen gemeinsam gedacht und 
gebaut werden.» 

Dass dies bis jetzt nur be- 
schränkt gelingt, zeigt das Bei- 
spiel von Nant de Drance: Am 
1.Juli ging das nigelnagelneue 
Pumpspeicherkraftwerk in Fin- 
haut (VS) ans Netz. Weil das 
Schweizer 380-Kilovolt-Hochleis- 
tungsnetz aber noch nicht fertig 
gebaut ist, kann gar nicht der 
gesamte, im Wallis produzierte 
Strom abtransportiert werden. 
Dieselbe Geschichte droht sich 
nun mit der Solaroffensive zu 
wiederholen, die Rieder undan- 
dere im Herbst im Parlament an- 
gestossen haben. So wollten die 
Initianten von «Grengiols Solar» 
im geplanten Solarpark im Saf- 
lischtal ursprünglich bis 2025 
zwei Terawattstunden Strom pro 
Jahr produzieren. Bereits jetzt 
steht aber fest: «Für eine solche 
Menge fehlen im Übertragungs- 
netz die Transportkapazitäten», 
sagt Swissgrid-Sprecher Jan 
Schenk. Darum muss das Projekt 
wohl redimensioniert werden. 

Projekte sind blockiert 

Die Beispiele aus dem Wallis 
zeigen: Das Stromnetz droht zur 
Achillesferse der Energiewende 
zu werden; sein Ausbau hinkt der 
Produktion immer mehr hinter- 
her. Von den zwölf Ausbauprojek- 
ten, die Swissgrid bis 2025 rea- 
lisieren wollte, sind erst fünf ge- 
baut. Sieben Projekte sind auf- 

grund von Einsprachen und Be- 
schwerden blockiert, wie Schenk 
ausführt. Dass unter diesen Um- 
ständen das sogenannte «strategi- 
sche Netz2025» zeitgerecht fertig 
wird: ein Dingder Unmöglichkeit, 
wie Swissgrid und BfE auf Anfra- 
ge bestätigen. Dabei ist die Span- 
nungserhöhung auf 380 Kilovolt 
erst der Anfang. Längst laufen die 
Vorbereitungen für das «strategi- 
sche Netz 2040». Bis dann wird 
die Schweiz, wie eingangs er- 
wähnt, um bis zu einem Drittel 
‚mehr Strom verbrauchen. Grund 
dafür ist namentlich die Elektrifi- 
zierung des Verkehrs. 

Was es konkret bedeutet, wenn 
das Netz überlastet ist, um- 

schreibt Schenk wie folgt: «Schon 
heute muss Swissgrid Kraftwerke 
Tegelmässig anweisen, ihre Pro- 
duktion runterzufahren, weil die 
Kapazitäten im Netz nicht vor- 
handen sind.» Solche Eingriffe 
würden zunehmen, sagter. Mehr 
Eingriffe bedeuten mehr Insta- 
bilität. Und im schlimmsten Fall 
droht ein kurzfristiger Blackout. 

Es ist vor diesem Hintergrund 
kein Zufall, dass Swissgrid am 
Mittwoch die Kampagne «Unser 
Netz» gestartet hat. «Ziel ist es, 
die Botschaft zu vermitteln, dass 
das Stromnetz uns alle angeht», 
schreibt die Netzgesellschaft zur 
Begründung, weshalb es die «Dia- 
logoffensive» brauche. 


